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Drucksadle 2326 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Förderung von Forschung und Wissenschaft durch 
den Bund 


Wir fragen die Bundesregierung: 

l.Ist der Bundesregierung die hohe Zahl von fehlenden Schulge- 
bäuden und Unterrichtsräumen in einigen Bundesländern be- 
kannt und ist sie sich angesichts der daraus entstandenen Schwie- 
rigkeiten (Schichtunterricht, überbelegte Klassen, schematische 
Begabtenförderung) der Tatsache bewußt, daß dieser Zustand 
schwere Auswirkungen auf die körperliche und geistige Ent- 
wicklung unserer Jugend und auf die Ausbildung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses haben muß, die nicht mehr verant- 
wortet werden können? 

2. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Länder angesichts 
der Milliardenbeträge, welche sie infolge der herrschenden räum- 
lichen und personellen Mängel nicht nur in ihrem höheren 
Schulwesen, sondern auch in der dringlichen Ausgestaltung 
ihres Volks-, Mittel- und Berufsschulwesens noch investieren 
müssen, die steigenden materiellen Kosten für die ebenfalls 
dringliche Förderung von Universität, Forschung und Wissen- 
schaft allein aufbringen können? 

3. Ist die Bundesregierung darüber unterrichtet, daß der gegen- 
wärtige Zustand unseres Schulwesens infolge der unterschied- 
lichen Finanzkraft der Schulträger zu einem starken Gefälle im 
Leistungsniveau der Volksschulentlassenen führt und darum 
eine berechtigte Kritik an deren Bildungsstand geübt wird? 
Glaubt die Bundesregierung nicht, daß diese Zustände die ge- 
botene vermehrte Heranbildung qualifizierter Facharbeiter 
beeinträchtigen? 

4. Besitzt die Bundesregierung Kenntnis von den Unterlagen, die 
über den besorgniserregenden Stand staatsbürgerlicher und poli- 
tischer Bildung der Absolventen von Volks-, Mittel- und höheren 
Schulen in der Bundesrepublik Aufschluß geben, und hält sie 
die gegenwärtigen Verhältnisse auf diesem Gebiet für vereinbar 
mit ihrer Verpflichtung, für eine möglichst breite und solide 
Entwicklung demokratischen Gedankengutes zu sorgen? 
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5. Ist die Bundesregierung im Interesse einer schnellen Beseitigung 
der unter Nr. 1 bis 4 aufgeführten Mängel bereit, künftig 

a) größere Mittel als bisher für die im gesamtdeutschen Inter- 
esse liegenden Aufgaben der Förderung von Wissenschaft 
und Forschung bereitzustellen, ohne eine entsprechende 
Beteiligung der Länder zu verlangen, damit die Länder 
größere Aufwendungen zur Beseitigung der Mängel In ihrem 
Schulwesen machen können, 

b) den Schulträgern in größerem Umfange zinslose Kredite zur 
Beseitigung der Schwerpunkte des Schulraummangels zu ge- 
währen? 

6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das gegenwärtige 
System der Begabtenförderung und die gegenwärtige Höhe der 
Mittel für Stipendien zum Studium an den deutschen Hochschu- 
len ausreichend sind und eine geeignete Grundlage für die in 
Zukunft zu bewältigenden Aufgaben von Wissenschaft und 
Forschung bilden? Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß, abgesehen von den Sondermitteln für Studenten aus der 
sowjetisch besetzten Zone^nur rund 3 v. H. der deutschen Stu- 
dierenden ein Vollstipendium aus Bundesmitteln erhalten? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, 

a) größere Mittel für Vollstipendien zur Verfügung zu stellen, 

b) einen Ausgleichsfonds zu errichten, der den Stipendiaten 
einen Wechsel der Universität innerhalb der Bundesrepublik 
grundsätzlich ermöglicht, 

c) einen Ausgleichsfonds zu errichten, der einem größeren 
Prozentsatz der Studierenden als bisher ein vorübergehendes 
Studium an einer ausländischen Universität ermöglicht? 

8. Hält es die Bundesregierung mit ihren Bestrebungen zugunsten 
einer engen europäischen Zusammenarbeit für vereinbar, daß 
trotz des Abschlusses zahlreicher Kulturabkommen der Stand 
der gegenseitigen Anerkennung von Hochschulprüfungen und 
die Anrechnung von Semestern an einer ausländischen Univer- 
sität höchst unbefriedigend sind? Ist die Bundesregierung bereit, 
auf Grund der im Brüsseler Pakt gegebenen Voraussetzungen 
unverzüglich mit den Signatarmächten über eine grundsätzliche 
gegenseitige Anerkennung von Hochschuldiplomen und -Prü- 
fungen und die Anrechnung von Semestern zu verhandeln? 

9. Was sagt die Bundesregierung zu der Tatsache, daß die Zahl 
der ausländischen Studierenden an den deutschen Hochschulen 
nur 50 v. H. des Vorkriegsstandes erreicht? Hält die Bundes- 
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regierung angesichts der Notwendigkeit einer Vertiefung unse- 
rer internationalen Beziehungen die gegenwärtig aus Bundes- 
mitteln gewährten rund 300 Stipendien für Ausländer für aus- 
reichend? Ist sich die Bundesregierung ferner der Tatsache be- 
wußt, daß für den nicht weniger wichtigen Besuch von Fach- 
schulen und Instituten, die keinen Hochschulcharakter haben, 
so gut wie keine Bundesmittel zur Verfügung stehen? 

10. Ist der Bundesregierung schließlich bekannt, daß die zahlreichen 
ausländischen Wünsche nach deutschen Lektoren, Lehrern, 
Hochschullehrern und Wissenschaftlern nur zu einem Bruchteil 
erfüllt werden können? Weiß die Bundesregierung, daß die an 
sich wünschenswerte Entsendung deutscher Wissenschaftler und 
Lehrkräfte durch eine völlig unzureichende materielle Sicherung 
im Fall der Rückkehr in die Bundesrepublik schwer behindert 
wird? Ist die Bundesregierung bereit, besondere Mittel für die 
Förderung wissenschaftlichen Nachwuchses für Lehraufgaben im 
Ausland, die im Interesse der Bundesrepublik liegen, bereitzu- 
stellen und — nach dem Beispiel anderer europäischer Staaten — 
Vorkehrungen für deren materielle Sicherung zu treffen? 


Bonn, den 20. April 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



